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Agenda

• Rechtliche Rahmenbedingungen des PsychKG

• Rechtliche Alternativen zum PsychKG

• Rechtliche Rahmenbedingungen des 

Polizeigewahrsam
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SOP PsychKG

• Gemeinsame SAA des Gesundheitsamtes und 
des Amtes für Brand- und Katastrophenschutz 
der Landeshauptstadt Magdeburg

• Gesundheitsamt: Fr. Dr. Schmidt, Fr. Dr. Haase

• Feuerwehr: Hr. Dr. Brammen, Hr. Gerke

• Abnahme durch das Landesverwaltungsamt 
Sachsen-Anhalt
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Grundlage PsychKG LSA

• https://www.landesrecht.sachsen-
anhalt.de/bsst/document/jlr-
PsychKGST2020rahmen
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PsychKG § 1
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PsychKG § 1
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PsychKG § 15

ÄLRD 7



PsychKG § 17
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PsychKG § 19
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PsychKG § 20 Eingangsuntersuchung
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Umsetzung im Rettungsdienst

• Voraussetzung für PsychKG
– Ärztliches Zeugnis

– Verwaltungsbehörde (Amtsperson)
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Anforderungen an ärztl. Zeugnis

• Feststellung von
– psychische Krankheit ODER

– psychische Störung von erheblichem Ausmaß ODER

– behandlungsbedürftiger Suchterkrankung 

mindestens als syndromale Einschätzung

• UND
– Psychische Krankheit/Störung/Suchterkranung muss 

zu gegenwärtiger, akuter, erheblicher Selbst- oder 
Fremdgefährdung führen
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Anforderungen an ärztl. Zeugnis

• ABER: 
– Suizidalität oder Fremdgefährdung keine 

eigenständige psychiatrische Diagnose

– Nicht jede Suchterkrankung ist automatisch 
behandlungsbedürftig

– Suchterkrankung muss zu erheblicher Eigen- oder 
Fremdgefährdung führen (z. B. bei Delir, vegetativem 
Entzugssyndrom, psychotischen Zustandsbildern)
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Amtsperson bringt Formular
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Formular
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Formular

• Amtsperson der Feuerwehr 24h-Vertretung der 
Verwaltungsbehörde

• Amtsperson prüft Plausibilität der vorliegenden 
Bedingungen und Einhaltung der Regularien

• Zusätzlich medizinische Dokumentation 
notwendig (Notarztprotokoll, Notaufnahme-
protokoll)
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Alternative Ansprechpartner

• Sozialpsychiatrische Dienst für Patient*in oder 
Angehörige/helfenden Personen 
Tel.: 540-6076

• Allgemeiner Sozialdienst 
Tel.: 540-3670

• Bei Kindeswohlgefährdung zwingend 
Information des Jugendamts laut
Kinderschutzgesetz 
Tel.: 540-3144

• Kontakt über Rettungsleitstelle Magdeburg mgl.
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Folgen eines PsychKG

• Einweisung nach PsychKG wegen Eigen- oder 
Fremdgefährdung erfolgt immer auf 
geschlossene, psychiatrische Station

Patienten mit einer somatischen Erkrankung 
und fehlender Einwilligung können nicht mit 
PsychKG im Krankenhaus somatisch behandelt
werden
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Somatischer Pat. ohne Einwilligung

• Behandlungsbedürftige, somatisch Erkrankung

UND

• Fehlende Einwilligung 

 Prüfung der Einwilligungs-

fähigkeit
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Einwilligungsfähigkeit

„Einwilligungsfähig ist, wer nach seiner geistigen 
und sittlichen Reife die Bedeutung und Tragweite 
des Eingriffs und seiner Gestattung zu ermessen 
und seine Entscheidung danach zu bestimmen 
vermag. 

Einwilligungsfähig ist, wer in der Lage ist, Wesen, 
Bedeutung und Tragweite einer medizinischen 
Maßnahme zu erkennen und seinen Willen 
hiernach auszurichten.“ 

Kern B-R. Aufklärung und Einwilligung, Notarzt 2020; 36: 192–197
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Einwilligungsfähigkeit

„Die Einwilligungsfähigkeit ist beim erwachsenen 
Menschen die Regel. 

Sprechen nicht Anhaltspunkte dafür, dass sie bei 
dem Patienten fehlt, muss davon ausgegangen 
werden, dass der erwachsene Patient 
einwilligungsfähig ist.“

Kern B-R. Aufklärung und Einwilligung, Notarzt 2020; 36: 192–197
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Eingeschränkte Einsichtsfähigkeit 
Der behandelnde Arzt hat den Eindruck, dass der Patient trotz adressatengerechter 
Aufklärung nicht in der Lage ist, 
• die vermittelten Informationen in Grundzügen zu verstehen,
• wesentliche Informationen mit eigenen Worten wiederzugeben,
• sich der möglichen Folgen der Erkrankung bzw. der vorgeschlagenen Maßnahme(n) 

für die eigene Lebensführung und Lebensqualität bewusst zu sein,
• eine der Situation angemessene Einsicht in die Natur der eigenen Erkrankung zu 

haben,
• sich der Schwere der eigenen Erkrankung und des Ausmaßes der 

Behandlungsbedürftigkeit bewusst zu sein.
• das Für und Wider der vorgeschlagenen Maßnahme(n) gegeneinander abzuwägen,
• die diesbezüglichen Überlegungen mit persönlichen Werthaltungen und 

Überzeugungen in Bezug zu bringen,
• eine der Situation angemessene affektive Beteiligung am Entscheidungsprozess zu 

zeigen,
• eine Entscheidung zu treffen und verständlich zu kommunizieren,
• Impulse, Zwänge oder Ängste, die ihn daran hindern, die getroffene Entscheidung 

umzusetzen, zum Ausdruck zu bringen und zu kontrollieren,
• die eigene Entscheidung gegenüber widersprechenden Meinungen anderer zu 

behaupten.

Deutsches Ärzteblatt, Jg. 116, Heft 22, 31. Mai 2019
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Somatischer Pat. ohne Einwilligung

• Keine Störung der Einwilligungsfähigkeit
Patientenwille entscheidet über Transport und 

Behandlung

• Störung der Einwilligungsfähigkeit

UND

Akute, erhebliche Eigen- oder Fremdgefährdung
Transport auf Basis § 34 Strafgesetzbuch (StGB) 

„Rechtfertigender Notstand“ 
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§34 StGB Rechtfertigender Notstand

• „Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders 
abwendbaren Gefahr für Leben, Leib, Freiheit, Ehre, 
Eigentum oder ein anderes Rechtsgut eine Tat 
begeht, um die Gefahr von sich oder einem anderen 
abzuwenden, handelt nicht rechtswidrig, wenn bei 
Abwägung der widerstreitenden Interessen, 
namentlich der betroffenen Rechtsgüter und des 
Grades der ihnen drohenden Gefahren, das 
geschützte Interesse das beeinträchtigte wesentlich 
überwiegt. Dies gilt jedoch nur, soweit die Tat ein 
angemessenes Mittel ist, die Gefahr abzuwenden.“
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Fallbeispiel 1

• Patient in Wohnung, öffnet Tür nicht

• Bekannter ruft Polizei, die ruft Feuerwehr+RD

• Türöffnung durch Feuerwehr

• Patient berichtet von schwarzen Männern in 
schwarzen Autos, die ihn überwachen
=> schwerer Verfolgungswahn

• Kühlschrank gut gefüllt, Wohnung gepflegt

• Patient verweigert Transport und Behandlung

keine Eigen- oder Fremdgefährdung, 
Patientenwille zählt
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Fallbeispiel 2

• 75 jährige Patientin mit schwerer Demenz

• RR 260/140 mmHg

• Kommunikation beschränkt sich auf „nein“

• Patient verweigert Transport und Behandlung

 Keine psychische Erkrankung, kein   
PsychKG!

 aber Patient krank, muss geholfen werden

 § 34 StGB Rechtfertigender Notstand
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Behandlung ohne Einwilligung bei 
Vorsorgevollmacht oder Betreuung
• Vorsorgevollmacht oder Betreuung greift nur, 

wenn Betroffene selbst nicht einwilligungs- oder 
einsichtsfähig 

• Vorsorgebevollmächtigte oder Betreuer können 
nur den mutmaßlichen oder (schriftlich) erklärten 
Patientenwillen rechtskräftig umsetzen

• Einwilligung gegen erklärten Willen des 
Patienten können Vorsorgebevollmächtige oder 
Betreuer nicht leisten, außer wenn Gefahr in 
Verzug ansonsten Gerichtsentscheidung
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Die aggressive Person im RD
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§ 10 Polizeigewahrsamsordnung

10.1 Nicht in den Polizeigewahrsam einzuliefern 
oder aufzunehmen sind, abgesehen von 
medizinisch begründeten Einzelfällen,

a) Personen, die an einer Psychose, 
Suchtkrankheit, einer anderen krankhaften 
seelischen oder geistigen Störung oder an 
einer seelischen oder geistigen Behinderung 
leiden oder bei denen Anzeichen einer solchen 
Krankheit, Störung oder Behinderung vorliegen,
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§ 10 Polizeigewahrsamsordnung

b) Personen, bei denen schwere gesundheitliche 
Schäden vorliegen oder die Gefahr des Eintritts 
solcher Schäden besteht,

c) Personen, bei denen eine nicht unerhebliche 
gesundheitliche Beeinträchtigung vorliegt und 
bei einer Unterbringung im Polizeigewahrsam 
die Gefahr besteht, dass die schon gegebenen 
Körperbeeinträchtigungen anhalten oder sich 
verschlimmern (…)
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§ 10 Polizeigewahrsamsordnung

Von Gefahren im Sinne von Satz 1 ist 
insbesondere auszugehen in Fällen gemäß den 
Nummern 3.1 bis 3.11 der Bescheinigung zur 
Polizeigewahrsamsfähigkeit (Vordruck 08.067).
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Vordruck 08.067
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7. Beurteilung des Arztes (Nr. 5)
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7. Beurteilung des Arztes (Nr. 5)
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Bescheinigung zur Polizeigewahrsamsfähigkeit
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Bescheinigung zur Polizeigewahrsamsfähigkeit
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§ 10 Polizeigewahrsamsordnung

10.3 Wird vom Arzt eine stationäre Einweisung oder 
der Transport des Betroffenen in eine medizinische 
Einrichtung zur weiteren Untersuchung, 
Behandlung, Betreuung oder Beaufsichtigung 
abgelehnt, ist sofort die Behördenleitung zu 
informieren. Von dort wird über das weitere 
Verfahren entschieden (z. B. Hinzuziehung eines 
weiteren Arztes, Verbringung in eine medizinische 
Einrichtung) und dem Ministerium für Inneres und 
Sport über die einzelnen Maßnahmen und die dafür 
Verantwortlichen berichtet.
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§ 10 Polizeigewahrsamsordnung

10.4 Sofern es zum Schutz der Person oder sonst 
zum Schutz der öffentlichen Sicherheit oder 
Ordnung erforderlich ist, ist die Person auf dem 
Transport zu einer medizinischen Einrichtung und 
in dieser Einrichtung von Polizeibeamten zu 
bewachen. Die Übergabe einer gesundheitlich 
beeinträchtigten oder hilflosen Person in die 
Fürsorge einer medizinischen Einrichtung hat an 
den diensthabenden Arzt oder eine sonstige zur 
Fürsorge verpflichtete und geeignete Person zu 
erfolgen und ist zu dokumentieren.
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Zusammenfassung aggressive Person

• Polizei indiziert Gewahrsam

• Ärzte indizieren medizinische Behandlung

• Rettungsdienst und Krankenhaus kein/e
– Ordnungspolitische Funktion

– Organ der Strafverfolgung

• Gewahrsamstauglichkeit kann jeder Arzt 
bescheinigen

• Gewahrsamstauglichkeitsprüfung Notaufnahme-
Oberarzt Universitätsklinikum
– Wochentags 07:00 – 22:00 

– Wochenends 08:00 – 20:00
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